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Ein trauriges Jubiläum...
Was hat die „DDR" in acht Jahren ihres Bestehens erreicht?

Am  7. Oktober jährt sich zum achten M ale Jenes Ereign is, 
das Deutschland em e unnatürliche „Staatsgrenze“  bescherte. 
D ie Gründung der „D D E “ , von einer Handvoll kommunistischer 
Emigranten bereits 1945 als Konzept aus Moskau mitgebra-cht, 
war die Antw ort auf den Versuch der Westmächte, den tra g i
schen Irrtum  von Potsdam  zugunsten eines ungeteilten, unab
hängigen Deutschland zu revidieren. So g ib t es fü r einen 
Nichtkommunisten kaum einen Anlaß, diesen „T a g  der Repu
b lik“  zu feiern. W oh l aber mag man an solchem T a g  Rück
schau halten auf das, was die „Republik“  ihren Bürgern 
brachte. W as hat die SED-Regierung in  jenen acht Jahren ge
schafft? Und —  welche Perspektiven hat sie zu bieten . . . ?

Es ist das Unglück fü r die 
SED, daß sich in Deutschland 
reale und unbestechliche V er
gleichsmöglichkeiten bieten. 
Dem wirtschaftlichen W ieder
aufstieg der Bundesrepublik 
steht die „sozialisierte“  Sow jet
zone gegenüber. D ie Ostmark 
läßt sieh m it der „harten“ 
Westmark vergleichen. Der L e 
bensstandard des westdeutschen 
Arbeiters hat den seines so
wjetzonalen Ko llegen  beispiel
los überflügelt.

Keine der kommunistischen 
Prophezeiungen ist eingetroffen. 
Es g ib t keine „Massenarbeits
los igkeit“ in der Bundesrepu
blik, im Gegenteil: In  der In 
dustrie w ird  jede Hand ge
braucht, die strukturelle A r 
beitslosigkeit g ing Schritt um 
Schritt zurück, und w er eine 
■westdeutsche Zeitung in die 
Hand nimmt, kann sich an 
Hand der Stellenanzeigen leicht 
davon überzeugen.

W o lebt es sich leichter ?
Aber nicht nur der Reallohn 

und das dadurch fü r jeder
mann erreichbare Massenange
bot w ertvollster Konsumgüter 
unterscheiden den Lebensstan
dard in Ost und West. Das 
Leben selbst ist leichter im W e
sten. Die „Sorge um den Men
schen“ , von der SED-„Repu- 
b lik " als Propagandaphrase de
klassiert, ist im Westen tatsäch
lich vorhanden. Der an sow jeti
sche Beispiele erinnernde trost

lose A llta g  der sowjetzonalen 
Hausfrau ist etwas, was keine 
westdeutsche Frau  begreifen  
kann. Sie kennt keine Lebens
m ittelkarten, keine Schlangen 
vor Konsumläden, keine „zw ei 
Preisebenen“ , - zwischen denen 
man das Geld aufteilen muß. 
D ie Produktion ist auf den L e 
bensstandard und auf dessen 
ständige Erhöhung eingestellt, 
in  der „D D R “ w ird  der Lebens
standard n iedrig  gehalten, um 
die Produktion fü r den „A u f
bau des Sozialismus" auszurich
ten.

Das aber ist nur die w ir t 
schaftliche Seite. Und w ie  ist es 
in der P o litik ?  Niemand sage, 
der westdeutsche Bürger sei un
politisch! Im  Gegenteil: E r hat 
politisch denken gelernt, w eil 
er keiner Massenverdummung 
unterliegt, w e il man ihn nicht 
von Haus- zu Betriebsver
sammlungen treibt, gewaltsam 
in  Organisationen zwängt und 
sein ganzes Leben  bis in die 
privateste Sphäre hinein po liti
s iert! D ie Art, w ie die Bundes
republik m it dem Kommunis
mus fe r tig  geworden ist, hat 
das bewiesen.

W er ist „stärker“  ?
Jeder kommunistische Funk

tionär w ird  zugeben müssen, 
daß „sein“ Staat auf diesen 
Ebenen versagfe. Hat dieser 
Staat dafür aber politische oder 
m ilitärische Macht erlangt? Die 
Bundesrepublik ist heute ein

internationaler Fak tor von erst« 
rangiger Bedeutung. Echte vö l
kerverbindende Beziehungen 
g ib t es m it allen Staaten der 
fre ien  W elt. D er „D D R " aber 
ist es nicht gelungen und w ird  
es nie gelingen, als „zw eiter 
deutscher Staat“ anerkannt zu 
werden. Und dies nicht zuletzt 
darum, w e il die Bevölkerung 
der Sowjetzone kein „zweites 

■ Deutschland“ w ill.
H ier  spielen die Komm uni

sten das Argum ent der „m ilitä 
rischen Stärke“ aus. S ie stützen 
sich dabei auf die Tatsache, daß 
sie eine kam pfstarke A rm ee be
saßen, als in  der Bundesrepu
b lik  noch kein Mensch an das 
W aSentragen dachte. Und kaum 
wächst die Bundeswehr aus 
ihren ersten Kinderschuhen 
heraus, da ertönt das Geschrei 
von der „furchtbaren Bedrohung 
durch den westdeutschen M ili
tarismus“ . Jene, die jahrelang 
drohten und provozierten, zit- 

• tern vor der Faust, die man 
ihnen entgegenstreckt.

Eine trübe Bilanz
Das ist in wenigen W orten, 

die sich jeder durch Zahlen un
termauern mag, die B ilanz die
ser acht Jahre eines U lbricht- 
Regimes. W as aber soll das 
neunte Jahr m it diesem Mann 
an der Spitze des Staatsappara
tes bringen? U lbricht kann nur 
noch eines, um sein trauriges 
W erk zu retten: E r kann die 
Sow jetzone so eng w ie  möglich 
an die Sowjetunion anschließen 
und damit die W iederverein i
gung zu hintertreiben suchen. 
Erst dieser Tage  wurde bei den 
Ostberliner W irtschaftsverhand- 
lungen ein neuer, entscheiden
der Schritt dazu getan. Sollte 
das aber gefe iert werden? Oder 
sollte der 7. Oktober nicht so
gar fü r einen Kommunisten ein 
Tag  nachdenklicher Besinnung 
und vergleichender Betrachtun
gen sein?



-Die Machthaber im 
Krem! irrten sich

Staatssekretär Franz T  h e - 
d i e e k  vom  Bundesministe
rium  fü r gesamtdeutsche 
F ragen  h ie lt im  Sender 
R IA S  an die Bevölkerung 
in  der Sow jetzone eine An
sprache, die w ir  im  Auszug 
w iedergehen.

D ie W ahlen zum dritten Deut
schen Bundestag liegen  hinter 
uns. W as sie fü r die Gestaltung 
der deutschen Po litik , was sie 
fü r den F ortgan g  der W e ltp o li
t ik  bedeuten, ist in  den Tagen  
vor und nach der W ahl in  v ie 
len Äußerungen des In - und 

'Auslands unterstrichen worden. 
Das m it großer Spannung er
w artete Ergebnis is t fü r alle 
W e lt  eindeutig.

D er fre ie  T e il des deutschen 
Volkes hat in Kenntnis seiner 
Dago und der Auseinanderset
zungen zwischen Ost und W est 
eine klare Entscheidung gefällt.; 
D ie  Bindung der Bundesrepu
b lik  Deutschland an die fre ie  
W elt'' is t von der M ehrheit der 
W äh ler bejaht, eine P o lit ik  der 
H inwendung zu den Sirenenge
sängen aus Moskau und Pan 
kow  ist eindeutig abgelehnt 
worden. Das sollten endlich ein
m al a lle  jene erkennen, d ie im 
m er noch glauben, das deutsche 
V o lk  w äre fü r kommunistische 
Gedankengänge und kommu
nistische Errungenschaften an
sprechbar. Das W ahlergebnis 
hat aber auch m it a ller Deut
lichkeit gezeigt, daß die Befür
w orter des Neutralismus zw i
schen Ost und W est keinerlei 
Rückendeckung im  deutschen 
V olk  haben.

SinflußnaJinie 
au f die W a id en  

Lassen Sie mich nochmals 
daran erinnern, in  welchem Aus
maß gerade von Moskau aus 
und aus dem Gebiet der So
w jetzone versucht w orden ist, 
auf den Ausgang der Bundes
tagswahlen Einfluß zu nehmen. 
M it Verdrehungen, Lü gen  und 
D iffam ierungen sondergleichen 
wurde in  einem bisher unbe
kannten U m fang von drüben 
aus gearbeitet. D ie W ähler in 
der Bundesrepublik wußten aber 
njir zu gut, w as sie von diesen 
Aktionen zu halten hatten. D ie 
Erfinder dieser Schmutz- und 
Lügenpropaganda in  den sow jet

zonalen Redaktionsstuben hat
ten die U rteils fäh igkeit der 
W äh ler in der Bundesrepublik 
gründlich verkannt.

A ber auch die Machthaber im  
K rem l haben sich entschieden 
geirrt, wenn sie glaubten, m it 
ihrer Unheil arfiriindenden Note 
vom  7. September 1957 an die 
Bundesregierung die deutschen 
W ähler beeindrucken zu kön
nen. Daß diese N ote m it ihrem 
Inhalt sich mehr an die W ähler 
als an die Bundesregierung rich
tet, ist unschwer festzustellen. 
Schon der Zeitpunkt, acht Tage 
vor den Wahlen, w ar in  be
stimmter Absicht gewählt. Aber 
noch mehr ist diese Feststellung 
nach dem Inhalt dieser N ote 
berechtigt. Sie nimmt lediglich 
rein  form ell auf die letzte Nota 
der Bundesregierung zur 
Deutsehlandfrage an die R eg ie
rung der Sowjetunion, die schon 
vom  20. M ai 1957 stammte, B e
zug. D ie  darin von der Bundes
regierung unterbreiteten V or
schläge zur Lösung der Deutsch- 
landfrage werden vö llig  igno
riert. Um  so mehr w ird  aber 
die gesamte P o lit ik  der Bundes
regierung im  Stile eines Pam 
phlets m it der unverkennbaren 
Absicht der Einmischung in  die 
innerdeutschen Verhältnisse an
gegriffen . In  ungewöhnlich 
scharfem Ton  w ird  in  der N ote 
m it der Androhung des A tom 
krieges operiert, wenn das 
deutsche V olk  nicht endlich 
seine P o lit ik  der Bindung an 
den W esten aufgebe und darin 
e inw illige, daß die W iederver
ein igung Deutschlands unter 
kommunistischen Vorzeichen 
vollzogen w ird . W enn als gee ig 
neter W eg  dazu die Schaffung 
eines Staatenbundes zwischen 
beiden Teilen  Deutschlands 
empfohlen w ird , so ist man 
leicht geneigt anzunehmen, daß 
dieser T e il der N ote  in  Pankow  
geschrieben worden ist. Nach 
Inhalt und Ton  fä llt  es ein iger
maßen schwer, einem solchen 
Schriftstück den Charakter einer 
N ote im  klassischen Sinne zu
zuerkennen.

Ü berprü fung n ö tig  
D ie Machthaber im  Krem l 

und in Pankow  täten gut daran, 
nach diesem klaren E rgeb 
nis der Bundestagswahlen 1957 
ihre Deutschlandpolitik einer 
ernsthaften Prü fung zu unter
ziehen. Jetzt zumindest müßten 
sie erkennen, daß m it volks
demokratischen Methoden keine

Einbrüche im  deutschen V o lk  zu 
erzielen sind. D ie  ständigen und 
auch, nach der Bundestagswahl 
erneuerten Em pfehlungen an die 
wirklich- äußerst dünne Schicht 
ih rer Parte igänger in  der Bun
desrepublik zum Sturz der recht
mäßigen R egierun g m it außer
parlamentarischen und revolu
tionären M itteln  finden beim  
deutschen V o lk  kein Gehör. Von 
den verantwortlichen Repräsen
tanten der Sozialdemokratischen 
Pa rte i ebenso w ie  vom  Deut
schen Gewerkschaftsbund sind 
alle diese Anbiederungsversuche 
schon vor den W ahlen und auch 
je tz t  w ieder m it Schärfe abge
wiesen worden.

B ei einer ob jektiven Prü fu ng 
de3 W ahlergebnisses werden 
sich auch Moskau und Pankow  
sagen müssen, daß nicht nur 
die sogenannten bürgerlichen 
Schichten der Bevölkerung des 
Bundesgebiets Bundeskanzler 
Dr. Adenauer und der CDU/CSU 
ihre Stimme gegeben haben, 
sondern daß auch ein beträcht
licher T e il der Arbeiterschaft zu 
diesem W ah lerfo lg  beigetragen 
hat. Gerade die steigende Be
jahung der P o lit ik  des Bundes
kanzlers durch immer mehr 
Menschen, dis ih r B rot am 
Schraubstock, an der W erkbank 
oder „vo r O rt“ unter Tage  ver
dienen, so llte den Machthabern 
in  Moskau und Pankow  zu den
ken geben. W er  w ill es den A r 
beitern, die Bundeskanzler Dr. 
Adenauer ihre Stimme gaben, 
verdenken, daß sie dabei auch 
die Sicherung des Arbeitsp lat
zes, w irtschaftliche Besserstel
lung, soziale Fortschritte und 
Vorsorge fü r das A lte r  als 
Früchte einer klugen P o lit ik  der 
Bundesregierung wohl zu schät
zen w issen? Sie wählten, als 
sie m it ihrer Stimme Bundes
kanzler Dr. Adenauer ih r V er
trauen bekundeten und sich fü r 
d ie Fortsetzung der bisherigen 
Regierungspolitik  aussprachen, 
ganz gew iß nicht den K rieg , 
w ie  es die sowjetzonalen V er
lautbarungen so b illig  zu be
werten versuchen. Sie waren 
sich vielm ehr bewußt, daß sie 
m it ihrer Stimme gerade fü r 
die Verteid igung des Friedens 
eintraten, daß sie fü r die A b 
sicherung des nach dem mörde
rischen zweiten W e ltk rieg  müh
sam w iederaufgebauten lebens
werten Daseins in der Bundes
republik stimmten, fü r die A u f
rechterhaltung und den w eite- 

(Fortsetzung auf Ssiie 7)



Lieber Leseri
W ir  ■wollen gern wissen, wo 
und w ie unsere Wochenausgabe 
Sie in  der sowjetischen B e
satzungszone erreicht hat. D ie 
Namen unserer Leser interes
sieren uns dabei nicht, sondern 
nur die Orte. Deshalb bitten 
w ir  Sie, eine Ansichts- oder 
Postkarte m it falschem Absen
der, aber m it Angabe der Num 
m er der Ausgabe, auf die Sie 
sich beziehen, an fo lgende 
Adresse zu schicken:

H errn  M . Barth 
Berlin-Tem pelhof 1 

M anfred-v.-B ichthofen-Str. 2, I I

W ir  danken Ihnen fü r Ih re 
H ilfe .

W eltkonferenz über Atomenergie
400 Delegiert© ans 60 Landern — Erst© Debatten

W ien  (A P/D PA ). In  W ien  wurde eine der größten inter
nationalen Konferenzen der Nachkriegszeit eröffnet: d ie erste 
Generalkonferenz der neuen Internationalen Atom energie- 
behörde zur friedlichen Nutzung der Kernenergie. An  der 
Tagung nehmen etwa 400 D eleg ierte  aus 60 Ländern des 
W estens und des Ostens te il. W estliche w ie  östliche Länder 
sagten der Behörde ihre Unterstützung zu, doch zeichneten sich 
bereits d ie ersten Meinungsverschiedenheiten zwischen den V er
tretern  der beiden Machtblöcke ab.

E iner der Streitpunkte w ird  
die F rage  der Zulassung R o t
chinas sein. Eine Pek inger D e
legation ist bereits in  W ien  ein
getroffen, um die Entscheidung 
der Behörde abzuwarten. D ie 
U SA haben jedoch angekündigt, 
daß sie sich jedem  Versuch, P e 
k in g  einen Sitz in der A tom 
behörde zu verschaffen, m it

Scharfe Antwort Eisenhowers
Die Rechte der Farbigen werden geschützt

W ashington (A P/D PA ). P rä s i
dent Eisenhower hat in  einem 
Telegram m  an den -demokrati
schen Senator Russell (Georgia) 
dessen Beschuldigung zurückge
wiesen, amerikanische Bundes
streitkrä fte seien in Arkansas 
m it „SS-Methoden“ gegen  neger
feindliche Personen vorgegan
gen. G leichzeitig übte der P rä 
sident m it ungewöhnlicher 
Schärfe K r it ik  an den Maßnah
men des Gouverneurs Faubus 
von Arkansas.

In  dem Telegram m  heißt es 
wörtlich : „Ich  muß sagen, daß 
m ir jedes Verständnis fü r 
Ihren Vergleich  unserer T ru p 
pen m it Sturmtruppen H itlers 
feh lt. In  dem einen F a lle  wurde 
die m ilitärische Macht dazu be
nutzt, den. Ehrgeiz und die 
Zwecke eines rücksichtslosen 
Diktators zu unterstützen, im 
anderen Falle  dazu, die In s ti
tutionen einer fre ien  Regierung 
zu sichern. M einer Überzeugung 
nach hätten sich Gewaltakte 
und die offene Mißachtung des 
Gesetzes und der Bundesjustiz 
niemals ereignet, wenn die P o li
zeitruppen des Staates Arkan
sas nicht zur Verweigerung, 
sondern zur Unterstützung der 
Anordnungen eingesetzt worden 
w ä ren . . .  Wenn sich ein Bun
desstaat w eigert, Personen
durch Einsetzung seiner P o lize i
truppe gegen  den Pöbel zu 
schützen, dann gebietet der

Am tseid dem Präsidenten, 
Maßnahmen zu ihrem Schutz zu 
treffen .“

Präsident Eisenhower w ird  
von seinem Urlaubsort N ew port 
nach W ashington zurückkehren 
und m it fü n f Gouverneuren der 
Südstaaten die L a ge  in  L it t le  
Rock besprechen. Vermutlich 
w ird  Eisenhower bei dieser Ge
legenheit das gesamte Prob lem  
der Rassenglejchheit an ameri
kanischen Schulen zur Sprache 
bringen.

a ller Energie w idersetzen wer
den.

Präsident Eisenhower, auf 
dessen Vorschlag die Gründung 
der W eltatombehörde zurück
geht, erinnerte in seiner B ot
schaft die -Delegierten daran, 
daß die Völker der W e lt  vo ller 
Hoffnung auf die Konferenz 
blickten.

Der amerikanische Delegierte 
Strauss erklärte, die U SA er
warteten, daß m it der Konsti
tuierung der Behörde ein neuer 
W e g  von K r ie g  und Mißtrauen 
hinweg zur freundschaftlichen 
Zusammenarbeit fü r Frieden 
und Fortschritt ■ beschritten 
werde. I

Der sowjetische Chefdelegierte 
Emelianow verlas eine Botschaft 
seines Staatspräsidenten W oro- 
schilow, in der der W esten an
gegriffen  w ird , w eil er auf -die 
sowjetischen Vorschläge zur 
Ächtung von Atom - und W as- 
serstoffwaffen nicht eingegangen 
sei.

Chrustschow-Personenkult?
Sowjetpresse wieder

N ew  York (A P ). In  der So
wjetunion zeichnet sich immer 
mehr ein Personenkult um P a r 
teisekretär Chrustschow ab. 
Dies ist die Ansicht politischer 
Beobachter, die ih r U rte il auf 
den W iderhall gründen, den 
Chrustschows Äußerungen in 
der sowjetischen Presse finden. 
H ier ist vo r  ein igen Wochen 
eine entscheidende W ende ein
getreten, die die Stellung des 
Parteisekretärs in die Nähe der 
Position  Stalins rückt.

Bis vor kurzem war auch 
Chrustschow an die Spielregeln 
der „kollektiven Führerschaft“ 
gebunden. Zu diesen Regeln  g e 
hörte es, Äußerungen lebender 
sowjetischer Führer nicht direkt 
zu zitieren und nicht allein 
ihnen, sondern dem von ihnen 
vertretenen Gremium zuzu-

ira alten Fahrwasser 
schreiben. Ende August aber 
haben sich sowohl die partei
amtliche „Praw da“ als auch die 
Zeitschrift „Komm unist“ aus
führlich m it den letzten V or
trägen Chrustschows über 
Kunst und L iteratu r befaßt. D ie 
„P raw da“ z itiert dabei nicht 
nur Chrustschow namentlich 
sondern hebt auch die Zitate — 
w ie zu Stalins Zeiten —  durch 
fetten  Satz hervor.

D ieser P rax is  schlossen sich 
bald darauf auch andere Zeitun
gen, unter anderem die „L ite 
raturnaja Gaseta“ und die Ju
gendzeitung „Komsomolskaja 
Praw da“ an. Nach Ansicht der 
Beobachter ist eine ähnliche 
Aufmerksamkeit seit dem Tode 
Stalins keiner Äußerung irgend
eines sowjetischen Führers 
mehr gew idm et worden.



Gewissensterror
D T . W ieder, w ie  schon seit 

drei Jahren, beginnt in  der 
Zone in  diesen Tagen  die P ro 
paganda fü r die Jugendweihe. 
Diesm al hat sich der erste 
SED-Sekretär U lbricht einge
schaltet. Gerade am Michaelis
tag, an dem die Deutschen 
ihres Schutzpatrons, des E rz
engels Michael, gedenken, fo r 
derte U lbricht, daß jeder 
Junge und jedes Mädel, gleich
gü ltig  welche Weltanschauung 
ihre E ltern  hätten und in  w el
cher s ie bisher erzogen wurden, 
sich dieser gottlosen „W eihe“ 
künftig  unterziehen sollten. Das 
ist die bisher umfassendste und 
schärfste Kam pfansage gegen 
jede christliche Erziehung in 
dem sowjetisch besetzten T e il 
Deutschlands. Nun w ird  die 
schon immer fragw ü rd ige F o r 
mel von der F re iw illigk e it der 
Teilnahm e an der Jugendweihe 
hart an den staatlichen Zwang 
herangeführt. Denn Ulbricht 
r ie f die A rbeiter in den B etrie
ben, die Gewerkschaftsleitun
gen. die Parteiorganisationen, 
die Volksbildungsabteilung, die 
landwirtschaftlichen Produk
tionsgenossenschaften, die T rak 
torenstationen und die volks
eigenen Güter zur B ildung von 
sogenannten Aktivs auf, welche 
die Jugendweihe zu fördern 
hätten. Auch wenn Ulbrichts 
Wünsche sich in den nächsten 
W ochen noch nicht in  gesetz
lichen oder gesetzesähnlichen 
Bestimmungen niederschlagen 
sollten —  der Kam pf gegen  die 
christliche Fam ilie ist in aller 
B reite proklam iert worden. Der

SED-Leitung und dem SED- 
Staat w ird  kü n ftig  das L eu g
nen schwerfallen, w em i in  ihrem 
Bereich vom  offenen K irchen
kampf gesprochen w ird. W as 
bisher schon praktiziert wurde, 
nämlich daß jeder Jugendliche, 
der den Mut hatte, zur Kon fir
m ation oder zur Kommunion zu 
gehen und sich der Jugend
weihe zu entziehen, dann Ge
fahr lie f, w eder in  die nächst 
höhere Schulklasse zu kommen 
noch in  einer Leh rste lle  ange
nommen zu werden, w ird  nun 
fast zur Gewißheit. Zum äuße
ren Zwang des Verbots fü r 
Schüler und Studenten, in den 
fre ien  T e il Deutschlands zu 
reisen, tr itt  nun der Gewissens
zw ang nach innen. Es bedarf 
nur noch eines kleinen Schrit

tes, um die G ottlosigkeit zum 
Staatsprinzip in  der sogenann
ten D D R  zu erheben. D ie  ein
schlägigen A rtike l der D D R - 
Verfassung über die vo lle  Glau
bens- und Gewissensfreiheit 
sind nach dieser Ankündigung 
des mächtigsten Mannes des 
SED - Regim es vollends eine 
Farce. Auch w ie sich Otto 
Nuschke, der sich noch immer 
Vorsitzender einer christlichen 
Pa rte i nennt, aus diesem D i
lemma zwischen nicht nur prak
tizierter, sondern auch verkün
deter Gottlosigkeit eines R e 
gimes, dem er als stellvertre
tender M inisterpräsident dient, 
herauswinden w ird , ist fast 
nicht mehr interessant. D ie 
Reihen der chrisjiiehen Kirchen 
und ihrer Bekenner in  der 
Zone, w erden sich fester schlie
ßen müssen. F ü r sie beginnt 
ein neuer Kampfabschnitt.

Strauß stellt sich der Kritik
Zum Fall Müller-Hillebrand

Bonn (E igenm eldung). Bun- 
desverteidigungsm inisterStrauß, 
der nach m ehrtägiger Abwesen
heit von Bonn in  sein Am t 
zurückgekehrt ist, hat die A b 
sicht, m it hohen Truppenfüh
rern der Bundeswehr über den 
F a ll des beurlaubten B rigade
generals M üller-H illebrand zu 
sprechen. Strauß w ill sich in* 
einer größeren Besprechung m it 
der K r it ik  auseinandergetzen, 
die von seiten ein iger Generale 
an seinem Vorgehen gegenüber 
M üller-H illebrand geübt worden 
ist. Man nimmt nicht an, daß 
Strauß von seiner Entscheidung 
abgehen w ird . Es ist aber nicht 
ausgeschlossen, daß zu einer-

Jugendweihe soll Zwang werden
Ulbricht polemisiert gegen „erfundenes Glaubensbekenntnis“

Jugendweihe bereit. Gleichzei
tig  beschuldigte er einen P fa r 
rer, K inder „ein von ihm er
fundenes Glaubensbekenntnis“

Berlin  (D PA ). Der SED-Gene- 
ralsekretär W alter U lbricht hat 
in  einer Rede angedeutet, daß 
die kommunistische „Jugend
weihe" in Zukunft allen Schul
abgängern zur Pflicht gemacht 
werden soll. E r erklärte, an der 
Jugendweihe müßten „a lle Jun
gen und Mädel teilnehmen, 
gleichgültig, welche W eltan
schauung ihre E ltern haben 
oder in welcher Weltanschauung 
sie bisher erzogen wurden“ .

Im  gleichen Atemzuge be
teuerte der SED-Generalsekre- 
tär, er sei zu einem Meinungs
austausch über die Fragen  der

lernen zu lassen. W örtlich  sagte 
U lbricht: „ Is t  das etwa Erzie
hung der Jugend zu freiem  
selbständigem Denken, v/enn im 
Konfirmationsunterricht gefor
dert w ird  zu glauben, daß die 
Menschen von einem überirdi
schen Wesen geschaffen worden 
sind?“ D ie Gefühle religiös 
empfindender Menschen, so ver
sicherte Ulbricht, würden je 
doch durch die Jugendweihe 
„nicht verletzt".

gew issen Abwandlung gezwun
gen sein w ird, nachdem Ju
risten festgestellt haben, daß 
eine „Dienstenthebung“ nach 
§ 22 des Soldatengesetzes nur 
nach voraufgegangenem  D iszi
plinarverfahren möglich ist. In  
der offiziellen  Verlautbarung 
des M inisteriums war von einer 
„Dienstenthebung“ und „A m ts
enthebung“ des Brigadegenerals 
d ie Rede gewesen, obwohl kein 
D isziplinarverfahren gegen ihn 
stattgefunden hat.

Sowjetbotsdiafter aus' Warschau abberulen
Warschau (A P ). Der sow jeti

sche Botschafter in Warschau, 
Ponomarenko, ist von seinem 
Posten „zur Übernahme anderer 
Aufgaben“ nach Moskau zurück
berufen worden. D er Nachfo lger 
ist noch nicht bekannt. Pono
marenko, der vor zwei Jahren 
auf seinen Warschauer Posten 
kam, ist M itg lied  des sow jeti
schen Zentralkomitees der K P  
und enger M itarbeiter Chrus- 
tschows.

Der vor wenigen Tagen eben
falls abberufene sowjetische 
Botschafter in Belgrad, F ir ju - 
bin, ist inzwischen zum stell
vertretenden Außenminister er
nannt worden, F irjub in  ist der 
Mann von Ekaterina Furzewa, 
die höchste Parteiäm ter innehat 
und zu dem engsten K reis um 
Chrustschow gehört.



So sind sie wirklich!

Wiedersehen mit den „Veteranen44
A 1s kürzlich sowjetische „Pa r- 

teiveteranen“  in . Ostberlin 
weilten, durften Kenner der in
ternen Parteigeschichte einer 
Begegnung beiwohnen, die man 
nicht ohne Grausen genoß. D ie 
Frauenfunktionärin des SED- 
Zentralkomitees, Roberta  Grop- 
per, ließ sich Hand in  Hand 
m it der ehemaligen Moskauer 
M inisteriumsangestellten Koles- 
nikowa fotografieren. Beide san
gen später eng umschlungen: 
„W ir  sind die ju nge Garde — 
des Proletariats . .

Roberta Gropper und die K o- 
lesnikowa m ögen sich das letzte 
M al in den ew igen Eiswüsten 
Nordsibiriens gesehen haben. 
D ie Gropper hatte dort als 
„trotzkistische Agentin “ zw ö lf 
Jahre Zwangsarbeit zu ver
büßen, die Ko lesn ikow a hatte 

'man als „faschistische Spionin“ 
verbannt. Beide Funktionärin- 
nen hatten bis zum Tage  ihrer 
Deportation der Komm unisti
schen Parte i gedient, treu und 
arglos, w ie  sie je tz t auf die 
Bühne traten. W as aber, mögen 
sich die W issenden ge fragt ha
ben, ist diese Gropper dann für 
eine Frau?

Im  Apparat zermürbt

Roberta  Gropper kommt aus 
der bayerischen K P D . Vor 
60 Jahren als Tochter eines 
Memminger Tuchwebers ge
boren, g ing sie noch während 
des ersten W eltkrieges als 
junge Büroangestellte in  den 
„F reien  Jugendverband“ . 1919 
gehörte sie zu den ersten M it
gliedern der bayerischen K om 
munistischen Parte i. S ie w ar in 
die A ffäre der Münchner R äte
republik verwickelt, wurde dann 
nach; B erlin  geholt und arbei
tete hier im Jugendsekretariat 
der K P D .

M it 30 Jahren war sie eine im 
Apparat zermürbte, verbrauchte 
Frau. Roberta Gropper gehörte 
zu jener Gruppe gläubiger 
Kommunisten, die sich fü r  die 
deutsche Kom internfiliale auf
opferten, ohne Dank zu erwar
ten. 1930 bis 1932 vertrat sie 
ihre Parte i im  Reichstag, dann

ROBERTA GROPPIR

schickte man sie, die fü r die 
A gita tion  unter den W eddinger 
Arbeiterfrauen geschaffen war, 
und nicht fü r die parlam entari
schen W inkelzüge kommunisti
scher Abgeordneter, in  den A p 
parat zurück. 1933 g in g  sie als 
eine der ersten in die aktive 
Illega litä t. A ls die P ieck und 
Ulbricht fluchteten, gründete sie 
am W edding „A rbeiterh ilfs
komitees“ . . ,

Flucht nach Moskau

Ein  Jahr später mußte sie 
flüchten, über das Saargebiet 
kam Roberta Gropper nach 
Paris. Sie wurde eine der stil
len, aber immer hilfsbereiten 
F iguren  auf dem Schachbrett 
der Emigrantenkämpfe. Aber 
als die deutschen Truppen in 
Frankreich einfielen, beging sie 
die Torheit ihres Lebens: W äh
rend ihre Genossen nach M exiko 
em igrierten, g ing sie per Schiff 
in die Sowjetunion.

Im  Moskauer Emigrantenhotel 
..Lux" wartete sie anderthalb 
Jahre, ohne zur Em igrations- 
Veitung der P ieck und Ulbricht 
vorgelassen zu werden. Man 
mißtraute ihr. Den deutschen 
Kominternfunktionären schien 
es unfaßbar, daß diese- Frau

nicht m it nach M exiko gegan- 
gen war. Im  Früh jahr 1942 kam 
die NICW D. U lbricht selbst be
scheinigte ihr, daß sie eine 
trotzkistische Agentin  sei, die 
von Moskau aus m it m exikani
schen Em igrationskreisen V er
bindung aufnehmen sollte.

Stiil und geduldig, w ie  sie in 
Berlin  fü r die KPD -Führung 
gearbeitet hatte, g in g  Roberts 
Gropper je tz t  nach Sibirien. D ie 
Kolesnikowa, die als Opfer ,der 
zweiten stalinistischen Säube
rung dorthin geraten war, 
wurde ihre Leidensgefährtin  im  
ew igen Eis.

„A lles  ist wieder gu t!“

Und so, vri& man diese Men
schen, von denen nur ein Bruch
teil S ib irien überlebte, eines 
Tages „adm inistrativ verurteilt“ 
hatte, so teilte  man ihnen im  
Herbst 1946 m it: „A lles ist w ie 
der gu t! M eldet euch bei eurer 
P a r t e i . . .“

Im  Januar 1947 kam Roberta 
Gropper nach Ostberlin. Und im 
M ärz g ing sie als M itg lied  der 
SED in  deren Landesvorstand 
Berlin, um ihre ehem alige A r
beit wiederaufzunehmen. Später 
w ar sie maßgeblich am Aufbau 
des D FD  bete iligt, bis man im 
H erbst 1950 die „W estem igran
ten“ als „V errä ter“ zu entlarven 
begann. Jetzt w ar es die Zeit 
ihrer Tä tigkeit in Paris, die 
Roberta  Gropper zum Verhäng
nis wurde. A ls kleine A nge
stellte arbeitete sie w eiter fü r 
jene Parte i, die ihr Leben zer
störte. Und als man sie 1954 
w ieder holte, kam sife, ohne zu 
fragen.

Jetzt stand sie in  Ostberlin 
auf der Bühne. A ls Parte ivete
ranin. Und w eder sie noch die 
Kolesn ikowa fragten, warum 
das alles geschehen war. Ge
meinsam sangen sie das L ied  
von der „Jungen Garde“. Und 
wenn die 20jährigen FD J-R e- 
porter dazukamen, sprachen sie 
von der „guten, alten Kam pf
zeit". Und die W issenden wand-« 
ten sich ab — m it Grausen ä s a



Stalin wird rehabilitiert
Das neue Parieileiirjalss? de? SED — kritisch betrachtet-

Am 30. September begann das neue Paxteilehrjalir der SED. 
Es bietet seit zwei Jahren den ersten Lehrplan, der sieb, wieder 
mit parteibistoriseben Fragen zu beschäftigen wagt. Im  ver
gangenen Parteil ekrj&hr batte man den Unterriebt auf ökono
mische und staatspolitische Fragen beschränkt. D ie „Partei
bibel“, Stalins berüchtigter „Kurzer Lehrgang zur Geschichte 
der K PdSU“, w ar zurückgezogen worden, und damit blieb die 
kommunistische Parteischulung ohne Fundament. Jetzt hat die 
sowjetisch© Parteiführung unter Chrustschow diesem Mangel 
ab geholfen. Ein neues Partei-Evangelium wurde geboren: Die 
als geschichtlicher Abriß verfaßten „Thesen zum 40. Jahrestag 
der Oktoberrevolution“ !

SSD, herhören!
Der klein© TAG  wird ver

sandt und verteilt ohne
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger
sogar besonders beliebt,
denn sie haben es nötiger 
als andere, die Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
wird, kann den kleinen TAG  
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister
amt oder bei seiner Dienst
stelle abgeben. übrigens
wird er auch dort gern 
gelesen.

Sie bilden das Rückgrat des 
kommenden Parteilelirjahres, 
das damit w ieder zu den alten 
Them en zurückkehren w ird . Der 
deutsche Kommunist lern t die 
sowjetische Parteigeschichte, die 
eigene hat ihn nicht zu in ter
essieren. V ielleicht, w e il s ie sich 
fü r  ihn leichter nachprüfen 
ließe. W ie  aber sieht nun die 
neue SowjetdarStellung aus, und
—  w as hat man ih r aus Sta
lin  gemacht?

Len in  w ird  zum Mythos

D ie  „Thesen zum 40. Jahres
tag“  sind praktisch eine ve r
kleinerte Neufassung des „K u r
zen Lehrgangs“ . W ährend die
ser jedoch m it dem Jahre 1937 
abschließt, gehen die „Thesen“ 
bis in  den H erbst 1957 und ver
suchen, eine Deutung der w elt
politischen Situation —  nach so
w jetischer Auffassung —  zu 
geben.

Man hat sich diesmal nicht 
allzusehr m it der vorrevolutio
nären Entw icklung aufgehalten. 
D ie  Tatsache, daß es außer den 
Bolschewik! auch namhafte an
dere revolutionäre Strömungen 
gab, w ird  kurzw eg unterschla
gen. M ittelpunkt des Geschehens 
ist Lenin, der zur mystischen 
F igu r  erhoben w ird . D ie erste
—  bürgerliche —  Revolution 
vom  Februar 1917 w ird  kaum 
erwähnt. Man spricht nur von 
einer „Reg ierung der K ap ita 
listen und Großgrundbesitzer“ , 
die von den Bolschewiki gestürzt 
worden sei. In  der Beschrei
bung des Bürgerkrieges feh lt 
jed e W ürdigung Stalins, der 
sonst als H eros dieser Zeit g e 
fe iert wurde. In  der Periode des 
„Aufbaus des Sozialismus“ feh 
len sowohl der Name Stalins 
als auch die Erwähnung von 
dessen Taten. D ie „L iqu id ie
rung der Kulaken“ , im  „Kurzen 
Leh rgang“ noch parteitheore

tisch begründet, hat nicht statt- 
gefunden.

Statt dessen versucht die 
Chronik, einen gleichmäßigen 
wirtschaftlichen A u fstieg  des Sö- 
w jetlandes von P lan jahrfün ft 
zu P lan jahrfün ft glaubhaft zu 
machen. Und das große Bauern
sterben ist dadurch entstanden, 
daß eben diese Bauern eine R e
volution gegen  die Sowjetmacht 
angezettelt hätten, Kolchos
aktivisten überfielen und ermor
deten, w orau f sich d ie R eg ie 
rung —  der Nam e Stalin w ird  
nicht erwähnt —  gezwungen 
sah, „den Bauern die Produk
tionsm ittel fortzunehmen“ . D iese 
Ausdeutung einer der furchtbar
sten Perioden des Stalinismus, 
läßt sich nur dadurch erklären,

Aufmerksam muß man die 
sparsamen Erwähnungen der 
stalinistisehen Säuberungen, der 
Auseinandersetzungen m it den 
Trotzk isten  und Bucharinisten, 
lesen. Da werden die gleichen 
Argum ente benutzt w ie  im  
„Kurzen  Leh rgang", nur daß 
diesmal die Kommunistische 
Pa rte i als K o llek tiv  die „V er
räter“  liquidierte.

D ie Kriegsgeschichtsschrei
bung ist prim itiv und stali- 
nistisch. D ie  Sowjetarm ee habe 
H itle r  geschlagen, und als deren 
S ieg feststand, hätten die A ll i
ierten in den K r ie g  e in gegrif
fen, um Deutschland zu beset
zen. In  der Nachkriegsgeschichte 
w ird  Stalin überhaupt nicht 
mehr erwähnt. N u r einmal 
spricht man von dem „verhäng
nisvollen“ Personenkult. Aber 
an dem ist nicht mehr Stalin 
selbst schuld, sondern die ande
ren, die den K u lt treiben muß
ten, haben das verursacht. Am  
Ende dieses Geschichts-Mär
chenbuches steht die Verurtei-
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daß Chrustschow damals einer 
der rücksichtslosesten Anführer 
stalinistischer Straf expeditionen 
war.

lung des „Nationalkommunis
mus“ und des „Revisionism us“ , 
also die Verherrlichung der 
alten Doktrin,

Nach dieser neuen Parte ib ibel 
w ird  der SED-Nachwuchs im  
soeben begonnenen Parte ileh r
jahr erzogen und der Funktio
när geschult. Das Prob lem  des 
Stalinismus is t damit fü r die 
Pa rte i gelöst. A lles  w ird  ve r
einfacht, gekürzt, oder gleich 
ganz gestrichen. D er künftige 
Parteischüler darf ganze Pas
sagen aus der sowjetischen P a r
teigeschichte streichen, von der 
deutschen erfährt er ohnehin 
nichts. D ie w ird  im  Parte ikabi
nett gelehrt und^ g ip fe lt in  der 
Feststellung, daß w ir  längst ein 
sozialistisches Deutschland  hät
ten, wenn U lbricht damals im  
mitteldeutschen Aufstand ge 
meinsam m it der R,oten Rhein- 
Ruhr-Arm ee hätte losschlagen 
können. So einfach is t das alles, 
selbst die Prim itiv itä t Stalins 
haben die nach ihm gekomme-, 
nen Stalinisten überboten!

Säuberungen werden gerechtfertigt



„Eisenbahner, bleib in  der Heimat!64
Pankow; Westreisen auch für Zug-Personal unerwünscht

H alle (D P A ). N icht nur Schü
ler, Studenten und Leh rkräfte 
der Sowjetzone, sondern auch 
Eisenbahner sollen nicht mehr 
nach W estberlin  und ins Bun
desgebiet reisen. In  einem F lu g 
b la tt wurden d ie Angehörigen 
der Eisenbahndirektion H alle 

-au fgefordert, „lieine Fahrten in 
das Land der K riegsvorberei
tungen“  zu unternehmen.

Ehem alige Zonen-H äftlinge 
trafen stell in  K in igsw in ter

Bonn (Eigenbericht). Am  W o
chenbeginn fand in  Kön igsw in- 
ter eine Tagung ehemaliger 
politischer H ä ftlin ge aus der 
Sow jetzone und der Sow jet
union statt, zu der die Junge 
Union der Ex il-CD U  eingeladen

hatte und an der auch der V or
sitzende der CDU/CSU-Fraktion, 
Dr. Heinrich Krone, teilnahm. 
In  einer politischen Aussprache 
wurden M öglichkeiten einer In 
tensivierung der W iederverein i
gungspolitik  erörtert. M it der 
Führung des Bundesministeri
ums fü r gesamtdeutsche Fragen  
solle auch eine Persönlichkeit 
betraut werden, „d ie  Erfahrun
gen aus der sowjetischen B e
satzungszone und gesamtdeut
scher A rbeit m itb ringt“ . D ie  
Bemühungen des Gesetzgebers 
um soziale H ilfe  fü r  die ehe
m aligen politischen Gefangenen 
wurden anerkannt. Jedoch w ird  
die vo lle  Auswirkung der ge
setzlichen Maßnahmen nach An
sicht der ehemaligen H äftlin ge 
durch Bürokratie mancherorts 
sehr behindert.

Sowjet-Niederlage 
im Sicherheitsrat

N ew  Y o rk  (A P/D PA ). Japan, 
Kanada und Panama sind als 
neue nichtständige M itg lieder 
fü r  zwei Jahre in  den Sicher
heitsrat der U N  gew ählt w or
den. Sie sind Nach fo lger der 
Philippinen, Australiens und 
Kubas. D er Versuch der Sow jet
union, den Gegenkandidaten Ja
pans, die Tschechoslowakei, in  
den Sicherheitsrat zu bringen, 
scheiterte. Japan erhielt m it 
55 Stimmen die erforderliche 
Zweidrittelm ehrheit, während 
fü r die Tschechoslowakei nur 
25 Stimmen abgegeben wurden. 
D ie  Kandidaturen Kanadas und 
Panamas waren nicht umkämpft.

D ie  W ah l Japans w urde von 
westlichen D iplomaten als ein 
schwerer Schlag gegen den 
kommunistischen Block gew er
tet,

Die Machthaber im Kreml Irrten sich
Fortsetzung von Seite 2 

ren  Ausbau der geschaffenen 
demokratischen Ordnung und 
nicht zuletzt fü r die W iederher
stellung der Einheit Deutsch
lands unter freiheitlich-dem o
kratischen Prinzipien.

Gehässige Propaganda
W enn man die Stellungnah

men aus Moskau und die Äuße
rungen sow jetzonaler Stellen 
und Presseorgane zu dem E r
gebnis der Bundestagswahlen 
liest, ist darin allerdings von 
vernünftigen Erkenntnissen bis
her nichts zu finden. In  F o rt
setzung des Tones und Stils der 
Schmutzpropaganda vo r den 
W ahlen w erden die W ähler, die 
Bundeskanzler Dr. Adenauer 
und der CDU/CSU ihre Stimme 
gaben, beschimpft und ver
wünscht. D er SPD  w ird  Un
fäh igke it zur Führung eines 
W ahlkampfes vorgeworfen. Es 
werden verstärkte Bemühungen 
um die alsbaldige Schaffung der 
Aktionseinheit der A rbeiter
klasse gefordert, die die Basis 
eines verschärften Kam pfes g e 
gen Bundeskanzler Dr. A de
nauer und seine R egierung w er
den soll. A u f die Po litis ierung 
der Gewerkschaften werden 
große Hoffnungen gesetzt.

A lle  diese gehässigen Auslas
sungen kann man nur m it Be

dauern zur Kenntnis nehmen. 
Sie zeigen, daß auch nach die
sem eindeutigen Entscheid der 
Bevölkerung der Bundesrepu
b lik  auf W eisung der kommu
nistischen Führung der Kam pf 
um d ie deutschen Menschen m it 
kommunistischen Methoden fo r t 
geführt w erden soll. W as w ir  
noch zu erwarten haben, das 
ze ig t  uns die erwähnte N ote der 
R eg ierun g der Sowjetunion vom
7. September 1957. In- dieser 
N ote  sind m it a ller Offenheit 
gesamtdeutsche fre ie  W ahlen 
als W e g  zur W iederverein igung 
Deutschlands brüsk abgelehnt 
worden. Dem deutschen V o lk  
w ird  von Moskau eine- fre ie  
W illensentscheidung über sein 
nationales Schicksal verwehrt. 
W enn Moskau aber glaubt, m it 
solchen Erklärungen die Front 
seiner Anhänger im  deutschen 
V olk  verstärken zu können, so ist 
es in  der T a t schlecht beraten*, 
D ie  politische R e ife  und das de
mokratische Bewußtsein der Be
völkerung in  der Bundesrepublik 
sind von W ahl zu W ahl gewach
sen. D ie  Bevölkerung der Bundes
republik läßt sich die demokra
tischen Rechte von Moskau 
nicht stre itig  machen und be
schränken. Sie w ird  auch darauf 
bestehen, daß diese demokrati
schen Rechte in dem heute noch 
unfreien T e il Deutschlands, der

Sowjetzone, w ieder Geltung be
kommen. H offen  w ir, daß m it 
der R eg istrierung und der Ana- 
lysierung des Ergebnisses der 
Bundestagswahlen auch die zur 
Wahlbeeinflussung bestimmten 
Gedankengänge dieser N ote  zu 
den Akten ge legt werden, und 
daß damit einer fruchtbringen
den Entw icklung neuer Raum 
gegeben wird.,

Sachwalter a ller Beutschen 
A llen  Deutschen in  der So

w jetzone möchte ich aber ver
sichern, daß sich die Bundes
regierung nach dem ih r von der 
Bevölkerung der Bundesrepu
b lik  am 15. September 1957 aus
gesprochenen Vertrauen noch 
stärker als bisher berufen fühlt, 
Sachwalter a ller Deutschen zu 
sein und das nationale deutsche 
Schicksal zu meistern. A llen  
W id rigkeiten  aus Moskau und 
Pankow  zum Tro tz  w ird  sie 
unermüdlich w eiter darum 
kämpfen, zugleich m it dem 
Ausbau der Bundesrepublik zu 
einem blühenden demokrati
schen Staatswesen fü r  die Deut
schen in der Sow jetzone die 
E ingliederung in  eine staatliche 
Gemeinschaft zu erreichen, die 
nur auf ih rer fre ien  W illensent
scheidung beruht und sie fre i 
macht von einem Gewaltregime, 
das ausschließlich auf den Ba
jonetten oder besser gesagt den 
Panzern der Besatzungsmacht 
aufgebaut ist.
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BILDER DER WOCHE. Oben: „Pasteur" gekauft. Der bisherige französische Ozean

dampfer, der zu den zwölf größten Schiffen der Weit gehört, wird vom Norddeutschen 

Lloyd künftig unter dem Namen „Bremen“ auf der Atlantikroute eingesetzt werden. — 
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